
 
 

BUNDESGERICHTSHOF 
 

BESCHLUSS 
 
AnwZ (B) 79/09 
 

vom 
 

7. Januar 2010 
 

in dem Verfahren 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
wegen Widerrufs der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft 
 



- 2 - 

Der Bundesgerichtshof, Senat für Anwaltssachen, hat durch den Vorsitzenden 

Richter Dr. Ganter, die Richter Dr. Ernemann und Dr. Schmidt-Räntsch und die 

Rechtsanwälte Dr. Wüllrich und Dr. Braeuer im Einverständnis der Parteien im 

schriftlichen Verfahren 

am 7. Januar 2010 

beschlossen: 

 

Die sofortige Beschwerde der Antragstellerin gegen den Be-

schluss des 1. Senats des Anwaltsgerichtshofs des Landes Nord-

rhein-Westfalen vom 24. April 2009 wird zurückgewiesen.  

Die Antragstellerin hat die Kosten des Beschwerdeverfahrens zu 

tragen und der Antragsgegnerin die ihr im Beschwerdeverfahren 

entstandenen notwendigen außergerichtlichen Auslagen zu erstat-

ten. 

Der Geschäftswert für das Beschwerdeverfahren wird auf 

50.000 € festgesetzt. 

 

Gründe: 

I. 

Die Antragstellerin ist im Bezirk der Antragsgegnerin als Rechtsanwältin 

zugelassen. Am 29. Februar 2008 beantragte sie die Eröffnung des Insolvenz-

verfahrens über ihr Vermögen. Dem entsprach das Amtsgericht - Insolvenzge-
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richt – M...................... mit Beschluss vom 24. September 2008. Am 

27. Oktober 2008 waren in dem bislang nicht abgeschlossenen Insolvenzver-

fahren Forderungen in Höhe von 92.417,73 € angemeldet. Mit Bescheid vom 

27. Januar 2009 hat die Antragsgegnerin die Zulassung der Antragstellerin zur 

Rechtsanwaltschaft wegen Vermögensverfalls widerrufen. Deren Antrag auf 

gerichtliche Entscheidung hat der Anwaltsgerichtshof zurückgewiesen. Dage-

gen wendet sich die Antragstellerin mit der sofortigen Beschwerde. Die An-

tragsgegnerin beantragt die Zurückweisung des Rechtsmittels. 

 

II. 

Das nach § 215 Abs. 3 BRAO i.V.m. § 42 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 4 BRAO 

a. F. zulässige Rechtsmittel bleibt ohne Erfolg. 

2 

1. Nach § 14 Abs. 2 Nr. 7 BRAO ist die Zulassung zur Rechtsanwalt-

schaft zu widerrufen, wenn der Rechtsanwalt in Vermögensverfall geraten ist, 

es sei denn, dass dadurch die Interessen der Rechtsuchenden nicht gefährdet 

sind. Ein Vermögensverfall ist gegeben, wenn der Rechtsanwalt in ungeordne-

te, schlechte finanzielle Verhältnisse geraten ist, die er in absehbarer Zeit nicht 

ordnen kann, und außer Stande ist, seinen Verpflichtungen nachzukommen. 

Beweisanzeichen hierfür sind insbesondere die Erwirkung von Schuldtiteln und 

Vollstreckungsmaßnahmen gegen ihn (st. Rspr.; vgl. Senat, Beschl. v. 25. März 

1991, AnwZ (B) 73/90, BRAK-Mitt. 1991, 102; Beschl. v. 21. November 1994, 

AnwZ (B) 40/94, BRAK-Mitt. 1995, 126; Beschl. v. 26. November 2002, 

AnwZ (B) 18/01, NJW 2003, 577). Wird das Insolvenzverfahren über sein Ver-

mögen eröffnet, wird der Vermögensverfall gesetzlich vermutet.  

3 

2. Diese Voraussetzungen lagen bei Erlass des Widerrufsbescheids vor.  4 
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a) Zu diesem Zeitpunkt befand sich die Antragstellerin in Vermögensver-

fall. Sie hatte über 70.000 € Schulden, die sie weder mit ihren Einnahmen aus 

ihrer anwaltlichen Tätigkeit noch aus ihrem Vermögen zurückzahlen konnte. Sie 

hatte deshalb selbst die Eröffnung des Insolvenzverfahrens über ihr Vermögen 

beantragt und später Restschuldbefreiung beantragt. Der von dem Insolvenzge-

richt bestellte vorläufige Insolvenzverwalter stellte in seinem Bericht fest, dass 

ermittelten Gläubigerforderungen von etwa 92.000 € eine freie Masse von etwa 

14.500 € gegenüberstand. Aus diesem Bericht ergibt sich auch, dass die An-

tragstellerin nicht in der Lage war, ihren eigenen und den Lebensunterhalt ihrer 

beiden minderjährigen Kinder aus ihren Einkünften zu bestreiten, und dass ihr 

deshalb staatliche Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts in Höhe von 

monatlich 1.030,40 € bewilligt worden waren. Der Vermögensverfall wurde bei 

der Antragstellerin auch gesetzlich vermutet, weil das Insolvenzgericht auf 

Grund des Berichts des vorläufigen Insolvenzverwalters mit Beschluss vom 24. 

September 2008 das Insolvenzverfahren über das Vermögen der Antragstelle-

rin eröffnet hatte. Diese Vermutung hat die Antragstellerin nicht entkräftet.  

5 

b) Bei Erlass des Widerrufsbescheids lagen auch keine Anhaltspunkte 

dafür vor, dass die Interessen der Rechtsuchenden nicht gefährdet waren und 

deshalb nach § 14 Abs. 2 Nr. 7 Halbsatz 1 BRAO von einem Widerruf abzuse-

hen war.  

6 

aa) Wie der Bestimmung des § 14 Abs. 2 Nr. 7 BRAO zu entnehmen ist, 

geht der Gesetzgeber davon aus, dass die Interessen der Rechtsuchenden ge-

fährdet sind, wenn sich der Rechtsanwalt in Vermögensverfall befindet (Senat, 

Beschl. v. 31. März 2008, AnwZ (B) 33/07, juris). Das ist in der Regel auch der 

Fall, insbesondere im Hinblick auf den Umgang des Rechtsanwalts mit Fremd-

geldern und den darauf möglichen Zugriff von Gläubigern (Senat, Beschl. v. 

18. Oktober 2004, AnwZ (B) 43/03, NJW 2005, 511 unter II 2 a). Diese Gefähr-
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dung entfällt nicht bereits durch die Insolvenzeröffnung und die damit verbun-

dene Verfügungsbeschränkung des Insolvenzschuldners (Senat, Beschl. v. 

25. Juni 2007, AnwZ (B) 101/05, NJW 2007, 2924, 2925, Tz. 12; Beschl. v. 

31. März 2008, AnwZ (B) 33/07, juris). Die Eröffnung des Insolvenzverfahrens 

löst nach § 14 Abs. 2 Nr. 7 Halbsatz 2 BRAO die Vermutung des Vermögens-

verfalls aus. Das wiederum hat seinen Grund darin, dass die Eröffnung des  

Insolvenzverfahrens nach § 16 InsO einen Eröffnungsgrund - das sind nach 

§§ 17 bis 19 InsO Zahlungsunfähigkeit, drohende Zahlungsunfähigkeit oder Ü-

berschuldung - voraussetzt und damit eine Gefährdung der Rechtsuchenden 

indiziert. Nach dieser Wertung des Gesetzgebers kann die Eröffnung des Insol-

venzverfahrens nicht schon als solche dazu führen, dass die Gefährdung der 

Rechtsuchenden durch den mit der Verfahrenseröffnung gerade vermuteten 

Vermögensverfall nicht mehr besteht. Dann liefe die Vermutung im Ergebnis ins 

Leere. 

bb) Die Gefährdung der Rechtsuchenden entfällt auch nicht schon mit 

der Freigabe der Kanzlei durch den Insolvenzverwalter (Senat, Beschl. v. 

16. April 2007, AnwZ (B) 6/06, ZVI 2007, 619, 620). Die Kanzlei wird nämlich 

regelmäßig - und so auch im Fall der Antragstellerin - deshalb freigegeben, weil 

sich der Insolvenzverwalter von ihrem weiteren Betrieb keine Übererlöse für die 

Insolvenzmasse verspricht und Kosten vermeiden möchte. Mit ihrer Freigabe 

durch den Insolvenzverwalter unterliegt die Kanzlei zwar nicht mehr dem Insol-

venzbeschlag. Damit kann der Rechtsanwalt dann auch wieder frei seine Kanz-

lei betreiben. Entgegen der Annahme der Antragstellerin verbessert das die 

Lage der Rechtsuchenden aber nicht. Der Rechtsanwalt kann wieder Fremd-

gelder entgegennehmen und über sie verfügen. Seine Gläubiger können auf 

das Kanzleivermögen zugreifen wie auf andere freie Vermögenswerte des 

Rechtsanwalts. Die Interessen der Rechtsuchenden bleiben deshalb auch und 
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gerade nach einer Freigabe der Kanzlei mangels Ertrags unverändert gefähr-

det.  

3. Die Voraussetzungen für den Widerruf der Zulassung sind auch nicht 

im Verlaufe des gerichtlichen Verfahrens zweifelsfrei entfallen. 

9 

a) Im gerichtlichen Verfahren gegen Entscheidungen über den Widerruf 

der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft ist nach ständiger Rechtsprechung des 

Senats zu berücksichtigen, ob der Grund für den Widerruf nachträglich entfallen 

ist (BGHZ 75, 356, 357; 84, 149, 150). Dem liegt die Überlegung zugrunde, 

dass der Rechtsanwalt andernfalls nach Bestätigung des Widerrufs sogleich 

wieder zur Rechtsanwaltschaft zugelassen werden müsste. Erfolgt der Widerruf 

wegen Vermögensverfalls, besteht ein Anspruch auf Wiederzulassung aber nur, 

wenn geordnete Verhältnisse zweifelsfrei wiederhergestellt sind. Die Darle-

gungs- und Beweislast dafür, dass es ihm gelungen ist, den Vermögensverfall 

zu beseitigen, trifft den Rechtsanwalt (BGH, Beschl. v. 10. Dezember 2007, 

AnwZ (B) 1/07, BRAK-Mitt. 2008, 73, Tz. 8; Feuerich/Weyland, BRAO, 7. Aufl., 

§ 14 Rdn. 60). Deshalb kann ein nachträglicher Wegfall des Widerrufsgrunds 

des Vermögensverfalls auch bei der gerichtlichen Überprüfung des Widerrufs 

der Zulassung zur Rechtsanwaltschaft nur berücksichtigt werden, wenn er zwei-

felsfrei nachgewiesen wird.  

10 

b) Diesen Nachweis hat die Antragstellerin nicht geführt.  11 

aa) Die Vermögensverhältnisse eines Rechtsanwalts können grundsätz-

lich erst mit der Aufhebung des Insolvenzverfahrens, mit welcher der Schuldner 

das Recht zurückerhält, über die vormalige Insolvenzmasse frei zu verfügen 

(§ 259 Abs. 1 Satz 2 InsO), und mit der Ankündigung der Restschuldbefreiung 

durch Beschluss des Insolvenzgerichts (§ 291 Abs. 1 InsO) wieder als geordnet 

angesehen werden (Senat, Beschl. v. 7. Dezember 2004, AnwZ (B) 40/04, NJW 

12 
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2005, 1271 unter II 2 und 3). Daran fehlt es hier. Das Insolvenzverfahren ist 

nicht abgeschlossen. Greifbare Anhaltspunkt dafür, dass sich ein Verfahrens-

abschluss mit einer Restschuldbefreiung oder einem Insolvenzplan kurzfristig 

erreichen ließe, bestehen nicht. Der Insolvenzverwalter hat zwar in seinem 

Gutachten für das Insolvenzgericht vom 29. August 2008 die Möglichkeit ange-

sprochen, mit einem Darlehen der Eltern der Antragstellerin über 10.000 € ei-

nen "Vergleich" mit den Gläubigern und einen kurzfristigen Verfahrensab-

schluss zu erreichen. Die Antragstellerin hat aber weder die Bereitstellung der 

Mittel nachgewiesen noch dargelegt, dass sie statt der von ihr zunächst bean-

tragten Restschuldbefreiung vorrangig den Abschluss des Verfahrens durch 

Schuldenbereinigungsplan anstrebt und aus welchen Gründen der erwogene 

Schuldenbereinigungsplan in dem seit Eröffnung des Insolvenzverfahrens ver-

strichenen Zeitraum von mehr als einem Jahr nicht zustande gekommen ist. 

Das geht zu ihren Lasten.  

bb) Die Gefährdung der Rechtsuchenden besteht grundsätzlich fort, so-

lange das Verfahren läuft. Auch der Antrag auf Restschuldbefreiung im Insol-

venzverfahren ändert an dem Fortbestand einer Gefährdung der Rechtsuchen-

den nichts (Senat, Beschl. v. 13. März 2000, AnwZ (B) 28/99, NJW-RR 2000, 

1228, 1229; Beschl. v. 7. März 2005, AnwZ (B) 7/04, NJW 2005, 1944; Beschl. 

v. 31. März 2008, AnwZ (B) 33/07, juris). Vielmehr kann in aller Regel erst dann 

davon ausgegangen werden, dass nicht nur der Vermögensverfall, sondern 

auch eine Gefährdung der Interessen der Rechtsuchenden nach dem Ab-

schluss des Insolvenzverfahrens nicht mehr fortbesteht, wenn das Insolvenz-

verfahren zu einem Abschluss führt, bei dem mit einer Konsolidierung der Ver-

mögensverhältnisse des Antragstellers gerechnet werden kann. Das setzt die 

Ankündigung der Restschuldbefreiung durch Beschluss des Insolvenzgerichts 

(Senat, Beschl. v. 7. Dezember 2004, AnwZ (B) 40/04, NJW 2005, 1271 unter 

II 2; Beschl. v. 7. März 2005, AnwZ (B) 7/04, NJW 2005, 1944; Beschl. v. 

13 
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16. April 2007, AnwZ (B) 6/06, ZVI 2007, 619, 620) oder die Annahme eines 

Schuldenbereinigungsplans durch die Gläubiger oder die Ersetzung von deren 

Zustimmung durch das Insolvenzgericht (Senat, Beschl. v. 6. November 2000, 

AnwZ (B) 1/00, juris; Beschl. v. 7. Dezember 2004, AnwZ (B) 40/04, NJW 2005, 

1271) voraus. Diese Voraussetzungen liegen hier nicht vor. Es ist nicht einmal 

erkennbar, ob das Verfahren durch Schuldenbereinigungsplan oder im Wege 

der Restbeschuldbefreiung beendet werden soll. Auch das geht zu Lasten der 

Antragstellerin. 
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4. Der Senat entscheidet im schriftlichen Verfahren, weil die Beteiligten 

auf eine mündliche Verhandlung verzichtet haben. Die Besetzung bestimmt sich 

mangels abweichender Übergangsregelung auch in Verfahren, die vor dem 1. 

September 2009 bei dem Senat anhängig geworden sind, nach § 106 Abs. 2 

Satz 1 BRAO in der seitdem geltenden Fassung (Senat, Beschl. v. 4. November 

2009, AnwZ (B) 16/09 für BGHZ bestimmt, juris). 
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Ganter Ernemann Schmidt-Räntsch 

 

 Wüllrich Braeuer 

 

Vorinstanz: 

OLG Hamm, Entscheidung vom 24.04.2009 - 1 AGH 11/09 -  



<<
  /ASCII85EncodePages false
  /AllowTransparency false
  /AutoPositionEPSFiles true
  /AutoRotatePages /All
  /Binding /Left
  /CalGrayProfile (Dot Gain 20%)
  /CalRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CalCMYKProfile (U.S. Web Coated \050SWOP\051 v2)
  /sRGBProfile (sRGB IEC61966-2.1)
  /CannotEmbedFontPolicy /Warning
  /CompatibilityLevel 1.4
  /CompressObjects /Tags
  /CompressPages true
  /ConvertImagesToIndexed true
  /PassThroughJPEGImages true
  /CreateJDFFile false
  /CreateJobTicket false
  /DefaultRenderingIntent /Default
  /DetectBlends true
  /DetectCurves 0.0000
  /ColorConversionStrategy /LeaveColorUnchanged
  /DoThumbnails false
  /EmbedAllFonts true
  /EmbedOpenType false
  /ParseICCProfilesInComments true
  /EmbedJobOptions true
  /DSCReportingLevel 0
  /EmitDSCWarnings false
  /EndPage -1
  /ImageMemory 1048576
  /LockDistillerParams false
  /MaxSubsetPct 100
  /Optimize true
  /OPM 1
  /ParseDSCComments true
  /ParseDSCCommentsForDocInfo true
  /PreserveCopyPage true
  /PreserveDICMYKValues true
  /PreserveEPSInfo true
  /PreserveFlatness true
  /PreserveHalftoneInfo false
  /PreserveOPIComments false
  /PreserveOverprintSettings true
  /StartPage 1
  /SubsetFonts true
  /TransferFunctionInfo /Apply
  /UCRandBGInfo /Preserve
  /UsePrologue false
  /ColorSettingsFile ()
  /AlwaysEmbed [ true
  ]
  /NeverEmbed [ true
  ]
  /AntiAliasColorImages false
  /CropColorImages true
  /ColorImageMinResolution 300
  /ColorImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleColorImages true
  /ColorImageDownsampleType /Bicubic
  /ColorImageResolution 300
  /ColorImageDepth -1
  /ColorImageMinDownsampleDepth 1
  /ColorImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeColorImages true
  /ColorImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterColorImages true
  /ColorImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /ColorACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /ColorImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000ColorACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000ColorImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasGrayImages false
  /CropGrayImages true
  /GrayImageMinResolution 300
  /GrayImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleGrayImages true
  /GrayImageDownsampleType /Bicubic
  /GrayImageResolution 300
  /GrayImageDepth -1
  /GrayImageMinDownsampleDepth 2
  /GrayImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeGrayImages true
  /GrayImageFilter /DCTEncode
  /AutoFilterGrayImages true
  /GrayImageAutoFilterStrategy /JPEG
  /GrayACSImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /GrayImageDict <<
    /QFactor 0.15
    /HSamples [1 1 1 1] /VSamples [1 1 1 1]
  >>
  /JPEG2000GrayACSImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /JPEG2000GrayImageDict <<
    /TileWidth 256
    /TileHeight 256
    /Quality 30
  >>
  /AntiAliasMonoImages false
  /CropMonoImages true
  /MonoImageMinResolution 1200
  /MonoImageMinResolutionPolicy /OK
  /DownsampleMonoImages true
  /MonoImageDownsampleType /Bicubic
  /MonoImageResolution 1200
  /MonoImageDepth -1
  /MonoImageDownsampleThreshold 1.50000
  /EncodeMonoImages true
  /MonoImageFilter /CCITTFaxEncode
  /MonoImageDict <<
    /K -1
  >>
  /AllowPSXObjects false
  /CheckCompliance [
    /None
  ]
  /PDFX1aCheck false
  /PDFX3Check false
  /PDFXCompliantPDFOnly false
  /PDFXNoTrimBoxError true
  /PDFXTrimBoxToMediaBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXSetBleedBoxToMediaBox true
  /PDFXBleedBoxToTrimBoxOffset [
    0.00000
    0.00000
    0.00000
    0.00000
  ]
  /PDFXOutputIntentProfile ()
  /PDFXOutputConditionIdentifier ()
  /PDFXOutputCondition ()
  /PDFXRegistryName ()
  /PDFXTrapped /False

  /Description <<
    /CHS <FEFF4f7f75288fd94e9b8bbe5b9a521b5efa7684002000500044004600206587686353ef901a8fc7684c976262535370673a548c002000700072006f006f00660065007200208fdb884c9ad88d2891cf62535370300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c676562535f00521b5efa768400200050004400460020658768633002>
    /CHT <FEFF4f7f752890194e9b8a2d7f6e5efa7acb7684002000410064006f006200650020005000440046002065874ef653ef5728684c9762537088686a5f548c002000700072006f006f00660065007200204e0a73725f979ad854c18cea7684521753706548679c300260a853ef4ee54f7f75280020004100630072006f0062006100740020548c002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e003000204ee553ca66f49ad87248672c4f86958b555f5df25efa7acb76840020005000440046002065874ef63002>
    /DAN <>
    /DEU <>
    /ESP <>
    /FRA <>
    /ITA <>
    /JPN <>
    /KOR <FEFFc7740020c124c815c7440020c0acc6a9d558c5ec0020b370c2a4d06cd0d10020d504b9b0d1300020bc0f0020ad50c815ae30c5d0c11c0020ace0d488c9c8b85c0020c778c1c4d560002000410064006f0062006500200050004400460020bb38c11cb97c0020c791c131d569b2c8b2e4002e0020c774b807ac8c0020c791c131b41c00200050004400460020bb38c11cb2940020004100630072006f0062006100740020bc0f002000410064006f00620065002000520065006100640065007200200035002e00300020c774c0c1c5d0c11c0020c5f40020c2180020c788c2b5b2c8b2e4002e>
    /NLD (Gebruik deze instellingen om Adobe PDF-documenten te maken voor kwaliteitsafdrukken op desktopprinters en proofers. De gemaakte PDF-documenten kunnen worden geopend met Acrobat en Adobe Reader 5.0 en hoger.)
    /NOR <>
    /PTB <>
    /SUO <>
    /SVE <>
    /ENU (Use these settings to create Adobe PDF documents for quality printing on desktop printers and proofers.  Created PDF documents can be opened with Acrobat and Adobe Reader 5.0 and later.)
  >>
  /Namespace [
    (Adobe)
    (Common)
    (1.0)
  ]
  /OtherNamespaces [
    <<
      /AsReaderSpreads false
      /CropImagesToFrames true
      /ErrorControl /WarnAndContinue
      /FlattenerIgnoreSpreadOverrides false
      /IncludeGuidesGrids false
      /IncludeNonPrinting false
      /IncludeSlug false
      /Namespace [
        (Adobe)
        (InDesign)
        (4.0)
      ]
      /OmitPlacedBitmaps false
      /OmitPlacedEPS false
      /OmitPlacedPDF false
      /SimulateOverprint /Legacy
    >>
    <<
      /AddBleedMarks false
      /AddColorBars false
      /AddCropMarks false
      /AddPageInfo false
      /AddRegMarks false
      /ConvertColors /NoConversion
      /DestinationProfileName ()
      /DestinationProfileSelector /NA
      /Downsample16BitImages true
      /FlattenerPreset <<
        /PresetSelector /MediumResolution
      >>
      /FormElements false
      /GenerateStructure true
      /IncludeBookmarks false
      /IncludeHyperlinks false
      /IncludeInteractive false
      /IncludeLayers false
      /IncludeProfiles true
      /MultimediaHandling /UseObjectSettings
      /Namespace [
        (Adobe)
        (CreativeSuite)
        (2.0)
      ]
      /PDFXOutputIntentProfileSelector /NA
      /PreserveEditing true
      /UntaggedCMYKHandling /LeaveUntagged
      /UntaggedRGBHandling /LeaveUntagged
      /UseDocumentBleed false
    >>
  ]
>> setdistillerparams
<<
  /HWResolution [2400 2400]
  /PageSize [612.000 792.000]
>> setpagedevice


